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Eine Marke dient laut Marken-
schutzgesetz (MSchG) dazu, Wa-
ren oder Dienstleistungen eines 
Unternehmens von ähnlichen An-
geboten anderer Firmen zu unter-
scheiden. Beim Projekt «Swiss-
ness» geht es um geografi sche 
Marken sowie Herkunftsangaben 
für Produkte. Eine geografi sche 
Marke kann nach MSchG von einer 
Gruppierung verlangt werden, die 
die Ursprungsbezeichnung oder 
die geografi sche Angabe hat ein-
tragen lassen oder vom Schweizer 
Kanton, der die kontrollierte Ur-
sprungsbezeichnung schützt. 

Produktionskosten massgebend
Das MSchG sowie die Marken-
schutzverordnung werden teilwei-
se revidiert. Für industrielle Pro-
dukte wird neu vorgeschrieben, 
dass mindestens 60 Prozent der 
Herstellungskosten am in der Mar-
ke genannten Ort anfallen. Für 
Lebensmittel sind die Vorschriften 
prinzipiell noch strenger, mindes-
tens 80 Prozent des Gewichts der 
Rohstoffe, aus denen sich das Le-
bensmittel zusammensetzt, müs-
sen aus dem genannten Ort stam-
men. Bei Milch und Milchprodukten 

sind 100 Prozent des Gewichts des 
Rohstoffes Milch erforderlich. Ge-
naueres bestimmt die Verordnung 
über die Verwendung von schwei-
zerischen Herkunftsangaben für 
Lebensmittel (HasLV).

Achtung Beweislastumkehr
Die Herkunftsangabe einer Dienst-
leistung muss dem Geschäftssitz 
der natürlichen oder juristischen 
Person entsprechen, welche die 
Dienstleistung erbringt. Allfällige 
zusätzliche Anforderungen müs-
sen ebenfalls erfüllt sein. Erfüllt 
eine ausländische Herkunftsanga-
be die gesetzlichen Anforderungen 
des entsprechenden Landes, so 
gilt sie als zutreffend, sofern die 
Konsumenten nicht getäuscht wer-
den. 
Es gibt neuerdings eine Beweis-
lastumkehr. Der Benutzer einer 
Herkunftsangabe muss bewei-
sen, dass diese zutreffend ist. 
Besonders wenn man ein Produkt 
weiterverkauft, haben Einkäufer  
darauf zu achten, dass die Marke 
einer Ware die neuen Bestimmun-
gen des Markenschutzgesetzes 
(MSchG) erfüllt.
Zu Klagen, die den Schutz von 

Im Rahmen des Gesetzesprojekts «Swissness» werden am 
1.Januar 2017 neue Regelungen über Herkunftsbezeichnun-
gen in Kraft gesetzt. Revidiert werden das Markenschutzge-
setz und das Wappenschutzgesetz. Zusätzlich gibt es neue 
Bestimmungen in einigen Verordnungen.

Eidgenössisch verifi ziert?
Swissness-Gesetzgebung: Waren mit korrekten Herkunftsangaben einkaufen
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Herkunftsangaben betreffen, sind 
auch Berufs- und Wirtschafts-
verbände, Konsumentenschutz-
Organisationen und das Institut 
für geistiges Eigentum berechtigt, 
sowie betroffene Kantone, deren 
Name verwendet wird (MSchG Art. 
56). Für den Gebrauch unzutref-
fender Herkunftsangaben sowie 
täuschender Bezeichnungen wird 
Freiheits- oder Geldstrafe ange-
droht, handelt der Täter gewerbs-
mässig, droht eine  Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder eine Geld-
strafe. 

Geschützter Ursprung
Es wird neu ein Register für geo-
grafi sche Angaben bezüglich 
Waren erstellt, bei dem allerdings 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 
ausgenommen sind. Jede Gruppe 
von Produzenten, die für eine Ware 
repräsentativ ist, kann beim IGE 
ein Gesuch um Eintragung einrei-
chen. Interessant sind für Einkäu-
fer folgende Defi nitionen:
  Ursprungsbezeichnung ist eine 
Bezeichnung, die eine Ware als 
aus einem Land, einer Region 

oder einem Ort stammend kenn-
zeichnet, deren Qualität oder Ei-
genschaften überwiegend oder 
ausschliesslich den Verhältnis-
sen in einer Region zu verdan-
ken sind, und deren Produktions-
schritte alle in dem abgegrenzten 
geografi schen Gebiet erfolgen.

  Eine geografi sche Angabe ist 
eine Bezeichnung, die eine Ware 
als aus einem Land, einer Region 
oder einem Ort stammend kenn-
zeichnet, deren Qualität, Ruf oder 

andere besondere Eigenschaf-
ten überwiegend ihrem geogra-
fi schen Ursprung zuzuschreiben 
sind.

Für die Waren werden die «ge-
schützte Ursprungsbezeichnung 
(GUB)» oder «geschützte geogra-
fi sche Angabe (GGA)» eingeführt. 

Diese müssen in einer Amtsspra-
che auf der Etikettierung der Waren 
vermerkt sein, deren geschützte 
Schweizer Bezeichnung nach der 
Verordnung eingetragen wurde.

Täuschungen vermeiden
Eine nach der GUB/GGA-Verord-
nung eingetragene Bezeichnung 
ist gegen eine direkte oder indirek-
te kommerzielle Verwendung ge-
schützt, und zwar im Besonderen 
gegen Nachahmungen, Anspielun-
gen, Übersetzungen oder die Ver-
wendung zusammen mit Ausdrü-
cken wie «Art», «Typ», «Verfahren» 
oder dergleichen. 
Verboten ist jede falsche oder irre-
führende Angabe über die Herkunft 
der Ware, das Herstellungsverfah-
ren, die Natur oder die wesentli-
chen Eigenschaften in der Aufma-
chung, auf der Verpackung, in der 
Werbung oder in den Unterlagen 
der Ware. Untersagt sind auch Ver-
packungen, die einen irreführen-
den Eindruck über die Herkunft der 
Ware erwecken können. 
Zusätzlich gilt die allgemeine Vor-
schrift des MSchG: Unzulässig ist 

Fragen für den Einkauf
•  Entspricht die Marke eines Produktes den Vorschriften des Markenschutzgesetzes?

•  Sind bei industriellen Produkten 60 Prozent der Herstellungskosten an dem in der Marke genannten Ort entstanden? Kann 
man darüber Auskunft bei der Herstellerfi rma erhalten?

•  Sind die Vorschriften für Nahrungsmittel erfüllt?

•  Entsprechen auch Produkte mit Zusatzangaben wie Art, Stil usw. den Vorschriften des Markenschutzgesetzes?

•  Erfüllt eine Ursprungsbezeichnung die Voraussetzungen, um ins Register eingetragen zu werden? 

•  Wird ein Schweizerkreuz verwendet: Entspricht das Produkt den Herkunftsvorschriften des Markenschutzgesetzes?

•  Kann man einen Antrag auf Weiterverwendung des Schweizerkreuzes stellen?

•  Wie weit gelten die Übergangsbestimmungen für das bestehende Warenlager?
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der Gebrauch eines Namens, einer 
Firma, einer Adresse oder einer 
Marke im Zusammenhang mit Wa-
ren oder Dienstleistungen fremder 
Herkunft, wenn sich daraus eine 
Täuschungsgefahr ergibt.
Für Waren, die die Voraussetzun-
gen zur Verwendung einer einge-
tragenen Ursprungsbezeichnung 
oder geografi schen Angabe nicht 
erfüllen, gilt: Wenn sie vor Einrei-
chung des Eintragungsgesuchs 
während mindestens fünf Jahren 
rechtmässig und nach Treu und 
Glauben unter einer Bezeichnung 
im Verkehr waren, dürfen sie bis 
zu zwei Jahre nach der Veröffent-
lichung der Eintragung nach bishe-
rigem Recht produziert, verpackt, 
etikettiert und bis zu drei Jahre 
nach der Veröffentlichung in Ver-
kehr gebracht werden.

Neue Regeln zum Wappen
Das hiesige Wappenschutzgesetz 
und die Wappenschutzverordnung 
werden total revidiert. Dabei geht 
es um den Schutz von nationalen 
oder regionalen Wappen und dem 
Schweizerkreuz. Im Prinzip dürfen 
nationale Bild- und Wortzeichen 

Wichtige Informationen
Am 1. Juni 2016 führt Procure ein Seminar über Warenursprung – 
Anforderungen internationaler Geschäfte durch:

http://www.procure.ch/uploads/tx_news/Warenursprung.pdf

KMU-Portal des Bundes über Swissness: 

http://bit.ly/1HFVwYn

Informationen des Eidgenössischen Instituts für Geistiges Eigentum: 

https://www.ige.ch/?id=6551

gebraucht werden, es sei denn der 
Gebrauch ist irreführend oder ver-
stösst gegen die öffentliche Ord-
nung, die guten Sitten oder gelten-
des Recht. 
Eine wichtige Neuerung ist, dass 
man das Schweizerkreuz und 
die Schweizerfahne nicht nur wie 
bisher für Dienstleistungen, son-
dern neu auch für Waren verwen-
den darf. Aber Achtung: Werden 
Schweizerkreuze oder andere 
Hoheits-Zeichen als Hinweis der 
geografi schen Herkunft auf Waren 
angebracht gelten die Regeln des 
Markenschutzgesetzes. Ausnah-
men gelten nur noch für ganz be-
stimmte Fälle. Damit will man den 
Missbrauch des Schweizer Kreu-
zes und andere Hoheitszeichen als 
Dekoration bekämpfen. 

Keine Markenzeichen
Nach bisherigem Recht gebrauch-
te Wappen und damit verwech-
selbare Zeichen noch längstens 
zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
WSchG weiter gebraucht werden. 
Das Eidgenössische Justiz- und 
Polizeidepartement kann auf be-
gründeten Antrag hin die Weiterbe-

nützung des Schweizerwappens 
oder des mit diesem verwechsel-
bare Zeichens gestatten, wenn ein 
Zeichen mindestens dreissig Jahre 
lang für eine Ware oder Dienstleis-
tung gebraucht wurde. Der Antrag 
ist innerhalb von zwei Jahren nach 
dem Inkrafttreten des WSchG zu 
stellen.
Hingegen dürfen Wappen und die 
charakteristischen Bestandteile 
von Kantonswappen nur vom be-
rechtigten Gemeinwesen und sei-
nen Unternehmen für hoheitliche 
Tätigkeiten verwendet werden. Nur 
in fest bestimmten Ausnahmefällen 
ist der Gebrauch für andere Orga-
nisationen erlaubt, zum Beispiel 
für Veranstaltungen oder kunstge-
werbliche Gegenstände. Lizenzen 
für Wappen sind nicht erlaubt. Der 
Benutzer eines öffentlichen Zei-
chens muss beweisen, dass er die-
ses gebrauchen darf. 

Strafe für Missbrauch
Der Benutzer eines öffentlichen 
Zeichens muss beweisen, dass er 
dieses gebrauchen darf. Unzuläs-
siger Gebrauch öffentlicher Zei-
chen wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. Das Gericht kann, selbst 
im Falle eines Freispruchs die Ein-
ziehung oder Vernichtung der Ge-
genstände anordnen. Zur Klage 
berechtigt sind auch Verbände und 
Konsumentenorganisationen. Das 
Eidgenössische Institut für Geisti-
ges Eigentum (IGE) führt ein elek-
tronisches Verzeichnis der öffent-
lichen Zeichen der Schweiz und 
ausländischer Staaten und macht  
dieses elektronisch zugänglich. 


